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zialistischen Gesellschaftsverhältnisse. 
Alle Zweige des sozialistischen 
Rechts bringen gleichermaßen die 
qualitativ neuen Beziehungen der 
Bürger zur Gesellschaft und zum 
Staat zum Ausdruck und spiegeln in 
ihrer Einheit das Wesen des sozia
listischen Rechts als Hebel und wich
tigstes Mittel der sozialistischen 
Staatsmacht zur Durchsetzung der ge
sellschaftlichen Entwicklungsgesetze 
wider.

Recht und Ehrenpflicht zum Schutz 
des Friedens und des sozialisti
schen Vaterlandes: von der Verf. 
der DDR (Art. 23) zum Grundrecht 
und zur Ehrenpflicht jedes Bürgers 
erklärtes Gebot zum Schutz des 
Friedens und des sozialistischen 
Vaterlandes und seiner Errungen
schaften. Die Existenz der DDR, 
ihre konsequente Politik der Frie
denssicherung haben dazu beigetra
gen, im Europa des 20. Jahrhunderts 
die längste Friedensperiode zu ge
währleisten. In der DDR gibt es 
keine Klasse oder Schicht, die am 
Krieg profitieren könnte. Alle Bürger 
der DDR haben die Gewißheit, daß 
sich ihr Leben durch die friedliche 
Arbeit im und für den Sozialismus 
immer reicher und schöner gestaltet. 
Aber der Frieden ist durch die 
Existenz und aggressive Politik im
perialistischer Mächte bedroht. Des
halb ist es nicht nur eine Pflicht, 
sondern ein lebenswichtiges, elemen
tares Recht, den Frieden, da» sozia
listische Vaterland und das eigene 
friedliche Leben zu verteidigen. So
lange imperialistische Mächte den 
Frieden bedrohen, solange muß das 
Recht auf Frieden und Selbst
bestimmung, wie es die Charta der 
Vereinten Nationen als geltendes 
Völkerrecht regelt, durch die bedroh
ten Staaten und Menschen auch in 
dem elementarsten Sinne eines Rechts 
auf Selbsterhaltung, eines Rechts auf 
aktiven Schutz für Leben, Freiheit 
und Würde der Bürger, also als Recht 
auf Verteidigung verstanden werden.

Unter den Bedingungen der imperia
listischen Herrschaft werden die 
Werktätigen gezwungen, einer ihnen 
fremden und feindlichen Macht 
Waffendienste gegen ihre eigenen 
Interessen zu leisten. Der Schutz des 
Friedens und des sozialistischen 
Vaterlandes und seiner Errungen
schaften ist demgegenüber eine ver
fassungsmäßige Ehrenpflicht für alle 
Bürger, die ihrem ureigenen Interesse 
am Leben und Arbeiten im Frieden 
und unter menschenwürdigen gesell
schaftlichen Bedingungen entspricht. 
Diese Pflicht umfaßt Dienst und 
Leistungen für die Verteidigung und 
findet ihre nähere Ausgestaltung in 
entsprechenden Gesetzen. Das Ver
teidigungsgesetz der DDR bestimmt: 
„Der Dienst zum Schutz der Republik 
und der Bevölkerung umfaßt den 
Dienst in der Nationalen Volksarmee 
und den anderen bewaffneten Orga
nen sowie den Luftschutzdienst“ 
(§ 3). Weiter heißt es: „Im Falle des 
Verteidigungszustandes können die 
Bürger im Rahmen dieses Gesetzes 
auch zu anderen persönlichen Dienst
leistungen verpflichtet werden.“ Die 
Regelung des Dienstes für die Ver
teidigung berücksichtigt die unter
schiedliche psychische und physische 
Disposition der Geschlechter und 
Altersgruppen sowie die individuelle 
Leistungsfähigkeit. Sp ist im Wehr
pflichtgesetz festgelegt, daß sich die 
Wehrpflicht auf die männlichen 
Bürger erstreckt, und zwar grundsätz
lich vom 18. bis zum vollendeten 
50. Lebensjahr. Wehrpflichtige Bür
ger, die aus religiösen und ähnlichen 
Gründen den Wehrdienst mit der 
Waffe ablehnen, leisten in speziellen 
Baueinheiten einen Wehrersatzdienst, 
ohne an der Waffe ausgebildet zu 
werden. Der sozialistische Staat 
nimmt auf Gewissenskonflikte Rück
sicht, entbindet jedoch keinen Wehr
pflichtigen vom Schutz des Friedens 
und der DDR. Geschichte und 
Gegenwart zeigen, daß der bloße 
Wunsch nach Frieden, das passive 
Verhalten gegenüber aggressiven


